
Dıie euUEC Dgutscbe Kommunuistische Parteı
Dıiıe Anregung, 1i1ne kommunistische Parteı Neu grun- iıhre Ansıcht un gaben grünes Licht für dıe Nutzung der
den, hatten die Mitglieder des VOT WwWwel Jahren konsti- Chance ZUr Neugründung eıner kommunistischen Parteı.
tulerten „Inıtiatıvausschusses Z Wiederzulassung der Eıner der Gründe, sıch die Illegalen miıt dem

VO  3 den yroßen Bonner Parteıen erhalten, da das Wunsch nach Parteineugründung schließlich doch durch-
7ie] der Kommunisten, Aufhebung des rechtskräftigen setzen konnten, Wr das allmähliche Aussterben der
unbefristeten Verbotsurteils des Bundesverfassungs- illegal dahinsiechenden KP  ® Die auf rund 6000 Miıt-
gerichts VO August 1956, unerreichbar schien. Die oylieder reduzierte illegale KPD (vor dem Verbotsurteil
Anregung, „gründet uch neu”, scheint inofhAiziel] mıiıt der 1956 000 Mitglieder) War politisch völliıg bedeu-
Zusage garnıert BCWESCH se1n, da{fß In  $ ıne 1LEUC tungslos geworden un cschr überaltert. In iıhren illegalen
kommunistische Parteı wenn sS1e programmatıisch nıchts Zirkeln dominierten die entner. Linksorientierte

die Bundesrepublik unternehme dulden werde. Jugendliche suchten eher beim Jlegalen SDS iıne politische
Heımat. Der illegalen KPD Wr auch schwer, NEUE

Unter dem Dilemma des PD-Verbots Junge Anhänger gewınnen, zumal diese AauSs Sicher-
heitsgründen 1Ur bereits bewährte Kräfte iın die illegale

Die Kanalisierung des Linksradikalismus erschien ma{fßs- Arbeit hineinziehen konnte.
gebenden Bonner Politikern erwünscht. Aus verschiede- Die Abkehr vVvon der bisherigen Linıe scheint jedoch VO  3

nen Gründen wurde 1n den beiden versangsCchCN Jahren Moskau inıtert SCWESCIHL se1n. Aus außen- un welt-
eine Jegale kommunistische Parteı geradezu herbei- politischen Erwagungen wırd die Kremlführung die
gesehnt. Der damalige Staatssekretär 1m Bundesinnen- Nutzung der gegebenen Chance yewünscht haben en-
minıster1um, Prof Ernst, meınte: „Viele-Leute finden bar wurde erkannt, da{fß ıne vorteilhafte Gelegenheit

unbehaglıch milde auszudrücken daß gegeben 1St, 1mM politischen Leben der Bundesrepublik
bei u1ls die NPD erlaubt 1st, aber die Kommunisten VeLr- wieder iıne legale Rolle spielen und VOT allem

Linksgruppen wieder als Ordnungstaktor wıirkenboten, un: ZWar mit Ländern w1ie Spanıen,
Portugal un Griechenland.“ können. Für die langfristige sOW Jetische Deutschland-
Auch Bundesminister H. Woehner erklärte damals: »  ur politik KSt: ine legale ommunistische Parteı1 1mM Bundes-
die geistige Vertfassung )des Menschen hier un 1m gyespal- gebiet eın keineswegs unwichtiger Faktor

Deutschland se1l besser, die kommunistische
Parteı könnte sıch be] jeder Wahl 1n Gemeinden, Län- Der Gründungsparteitag 'dern und dem Bund bewerben un mi1t anderen Parteıen
auseinandersetzen un siıch dem Urteil der W5Ehler ntier- Der Parteıitag der DKP (mıt 779 Stimmberechtig-
werfen.“ Der SPD- Jurist Arndt plädierte tür iıne ten, 215 Gastdelegierten un und 200 Pressevertretern)
legale ommunıiıstische Parteı CI des Vorteıls, endlich brachte 1n allen grundsätzlichen Fragen keine NEeENNECINS-

Von der Aast efreit werden, ine politische Ausein- werten Überraschungen. Be1i der Verabschiedung des
andersetzung mıiıt strafrechtlichen Mitteln führen Aktionsprogramms, der Grundsatzerklärung SOWI1e des
mussen. Der damalıge Bundesjustizminister Heıine- Parteıistatuts un auch bei den Wahlen ZU Parte1i-

vorstand wurden 1 wesentlichen die bereits vorher V1 -MAann, die Länderinnenminister un andere Politiker
sıch dariın e1IN1g, da{fß ıne Neugründung der SÖffentlichten Entwürfe gebilligt bzw. dıe bisher als

kommunistischen Parte1 nıchts einzuwenden sel, wenn Parteigründer ın Erscheinung geLreteNeCN Personen offi-
diese das Grundgesetz respektiere. ziell gewählt.
Ursprünglich hatten die Kommunıisten 1Ur tfür die Auf- Bachmann (60) das bisherige Aushängeschild der
hebung des KPD-Verbotsurteıils gekämpftt. Zunächst Neugründung wurde fast einstimm1g ZU Parte1i-

vorsitzenden bestimmt. Neben ıhm un seınem Stellver-S1e nıcht gewillt, VO  e der Anregung, doch ine
eue Parteı gyründen, Gebrauch machen. Ihr Ziel treter Mıes (40) wurden noch Deumlich (40),
War ausschließlich die volle Rehabilitierung un Wieder- Erlebach (47), (Jautıer (49), Gerns (39% Kap-
zulassung der alten KP  S Noch 1n der ersten Hältte des uck (40), Mäülley (48) un E Noetzel (41) in das
Jahres 1968 bezeichneten führende Mitglieder der Parteipräsidium gewählt. Als Pressesprecher WIFr:

der SED un der KPD das Angebot als Afau- Polikeit (40) fungleren. Dıie Führungsspitze 1St somıt
len Br mi1t dem sıch Bonn in Gestalt einer legalen beträchtlich verJüngt. Dennoch kann ILal alle vorstehend
kommunistischen Parteı1 Nur eın „gefügıges Werkzeug“ eNANNTLEN als bewährte Altkommunisten einschätzen,
schaffen wolle Der KPD-Cheft eımann meılinte die siıch vornehmlich als leitende FD J-Funktionäre un
damals: Worauf ankomme, se1 nıcht die Neugründung auch schon 1ın der Illegalıtät ewährt haben
einer Partelı, die sıch kommunistis NNT, sondern die Dıie Führung der heute nach eigenen Angaben schon
Legalisierung der bestehenden Kommunistischen Parteı. 000 Mitglieder starken DKP Warlr ındessen bemüht,
S1e brauche INa  z} nıcht LECU gründen, S1e exıstiere. den Eindruck „Jung, betriebsnah, fen“ Cn.
Die VWestfunktionäre 1m Zentralkomitee der SED un: Wenn INnan berücksichtigt, da{flß die illegale KPD 6000
das ım Ostberliner Exil ebende K PD-Politbüro Miıtglieder hat un VOL dem Verbotsurteil sıch 65 O0OÖ

Z KPD bekannten, 1St Wahrheitsgehalt der jetzıgendeshalb zunächst keineswegs erfreut über den Vorschlag
der Illegalen AUuUS der Bundesrepublik, das Angebot NZU- Zahlenangaben nıcht zweıteln. Aus den Beständen
nehmen. Die Dırektive AUus Ost-Berlin hieß zunächst, der der illegalen KPD, der einstigen legalen KPD un: AUS

den Familienangehörigen VO KPD-Mitgliedern dürfteAutfbau einer Parteı verbiete sıch lange, W1e€e diıe
KPD verboten 1St. YSt ın der 7zweıten Hältte des Jahres nıcht schwer SCWESCIL se1n, die Mitgliederzahl aufzu-
1968 ändertf:n Moskau, Ost-Berlin un: auch eımann stocken. Echte Werbungserfolge Mitglieder, die
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noch keinerlei Beziehung ZUHT: KPD hatten, dürften bisher strichen dıe DKP-Delegierten die „große Bedéutung“, die
sehr spärlich SCWESCH seın s1e dem „gemeınsamen Handeln VO  e} Sozialdemokraten
Im Gegensatz A weıtgehend überalterten KPD legte un: Kommunisten Neonazısmus un politische
INa  $ 1n Essen Wert autf eın zukunftsträchtiges Image. Das Rechtsentwicklung 1n der Bundesrepublik‘ beimessen.
angegebene Durchschnittsalter betrug 37,6 Jahre Nur 65 Die erneute Zurückweıisung des Aktionsangebotes der
der insgesamt 094 Delegierten (einschliefßlich Gastdele- DEKP durch den Parteivorstand der SPD WAar tür die
1erten) alter als Jahre Voller Stolz hob eın DKP eın harter Schlag. ber diese kompromißlose
Sprecher des Vorstandes hervor, daß SOMIt dıe jüngste fortige Reaktion WAar 1124  ‘ cechr ekümmert.
Parteı der Bundesrepublik den „Jüngsten“ Parteıitag Velr-

anstaltete. Auch bei den Parteiwahlen wurde auf die Das Verhältnis ZUY KPD
rasenz der Jugend esonders geachtet. D)as urch-
schnittsalter des Parteivorstandes dürfte bei LWa Jah- Es WTr auffällig, dafß der Jjetzt 1m Bundesgebiet ebende
aCn liegen. Das Jüngste Vorstandsmitglied 1St Jahre KPD-Vorsitzende dem Parteitag fernblieb un siıch auf

ıne Grußbotschaft beschränkte. Bemerkenswert WAar

auch, da{fß die SED-Führung weder eın Politbüro-MitgliedStrategische Schwerpunkte
noch eıiınen Sekretär des Zentralkomitees nach Essen

TIrotz der betont jugendlichen Fassade des Parteitages schickte, sondern den wen1g profilierten Ersten Bezirks-
WAar der unmıiıttelbare Einfluß der Jugend be] der Gestal- sekretär VO  $ Erfurt, Bräutigzam, mıi1t der Vertretung
Lung der Grundsatzerklärung un des Statuts relatıv gCc- beauftragte. uch alle übrigen Gastdelegationen abge-
ring. Dıie Konzeption der Leıtung wurde 1mM wesentlichen sehen VO  n den Vertretungen der kommunistischen DPar-
ohne große Abstriche durchgesetzt. Dem Wounsch verschie- tejen ÖOsterreıichs, Luxemburgs un der Niıederlande, dıe
dener unzutriedener jugendlicher Delegierter über die eın Politbüro-Mitglied bzw Sal den Parteivorsitzenden
unzurelı  enden Jugendpassagen 1n den Erklärungen schickten) nıcht durch Vertreter der ersten Garn1-
wurde damıt begegnet, da{ß INa  ; dıe baldige Ausarbeitung Lur der Führung verireien. Aus diesem Umstand und Aus

un: Verabschiedung eınes speziellen Jugenddokumentes der Tatsache, da{fß ohl die KPD aber nıcht die DKP
ankündıigte. Eınen Hınweıs aut die Schwerpunkte der der 1m Junı 1969 ın Moskau stattfindenden Weltkonte-
künftigen Partejiaktivität zibt diıe deutliche Hervorhe- Giiz teilnehmen konnte, kann INa  3 ableiten, da{fß der DKP
bung, da{fß den Delegierten 584 Arbeıter die Anerkennung als gleichberechtigte Parte1 nıcht voll
(wobeı anzunehmen 1St; da{ß dabei manıpuliert vewährt wird. Zwar darf die DKP dıe Jlegale Arbeıt tür
wurde, den Charakter als Arbeiterpartel besser be- die KPD erledigen, doch die führende Rolle und VOL al-
on können) und 86/ Gewerkschaftsmitglieder siınd lem die Vertretung nach außen SOWIl1e den großen
(wovon 15/ betriebliche un: 577 gewerkschaftliche Funk- Brüdern ın Moskau un Ost-Berlin t5ället weiterhin VOI-

tiıonen innehaben sollen). Die DKP 111 sıch ın iıhrer Ar- nehmlıch der Führung der KPD
beit oftenbar schwerpunktmäßig auf die Betriebe konzen- Das politische Hauptrefterat auf dem Parteitag
trıeren. hielt Parteichef Kurt Bachmann. Es War un das Parte1-
Wenn auch keine direkten Überraschungen auf dem LAgSSMOLLO gestellt „Eınıg handeln 1mM Kampf die de-
Parteitag zab, Wr doch beobachten, daß die DKP mokratische Erneuerung 1n Staat un Gesellschaft“. Im

einen solıden Eindruck bemüht WAar un sıch VO Mittelpunkt stand die Forderung nach eıner „demokratı-
„blindem Aktivismus“ un pseudorevolutionären \Omn= schen Erneuerung durch Aktionen“, wobeı detaillierte
trıeben distanzıerte. Verschiedene APO-Aktıiviısten wurden polıitische, wirtschaftliche, kulturelle un: soz1iale Gegen-
als „pseudorevolutionäre Anar'  iısten“ bezeıichnet. Auf wartsforderungen artıkuliert wurden. Bachmann sah sıch
keinen Fall wollte INa  — MI1t „langmähnigen Habenichtsen“ genötigt, die Behauptung, dıe Politik der DKP? se1l
un: Maoısten, die „alle acht für die Räte”“ tordern, nıcht revolutionär SCNUS, Stellung nehmen. Er hob
ıdentifiziert werden. In vieler Hiınsicht gzab auße- dabei hervor, da{fß die Grundsatzerklärung das „revolu-
1E Bıld dieses Parteitages keine wesentliche Diskrepanz tiıonÄärste politische Programm“” sel, das den in

solchen anderer Parteıen 1n der Bundesrepublik. Wohl- der Bundesrepublik gegebenen Bedingungen geben könne,
verhalten wurde bewußt geübt. Auf vers  jedene kom- un daß dıe DKP die einz1ıge Parte1ı 1n der Bundesrepu-
munistıische Vokabeln wurde verziıchtet. Es 21Dt keıin Zen- bliık 1St, dıe tiefgreifende gesellschaftspolitische Umgestal-
tralkomiıtee un Politbüro, sondern 1Ur noch eınen Parte1- tungen erstrebe.
vorstand un eın Präsıdium. In den Reden, 1 Aktions- Der ssener Parteitag verabschiedete ıne Grundsatz-

un 1n den Diskussionsbeiträgen wurde erklärung un das Parteıistatut. Zu den ursprünglichen
ntwürten wurden insgesamt LWa 1500 Änderungsvor-systematisch aut dıie Vokabeln Revolution un: Dıiktatur

des Proletarıats verzichtet. schläge eingereicht. Dıiese Änderungsvorschläge AL Je-
In eıner bedeutsamen Frage des Parteistatuts, nämlich doch vorwiegend redaktioneller un stilistischer Art Am
der Wahl der Delegierten 7200 Parteıitag, SEtZitEe ine Entwurt ZUrFr Grundsatzerklärung wurde nıchts wesent-

knappe Mehrheit a den erklärten Wıillen des lıches geändert. Sıe hat eindeutig den Charakter eınes
Vorstandes un: Ignorierung kommunistischer Or- Aktionsprogramms mıt umfangreıichen detaillierten For-
ganısationsprinzıplen durch, da{ß dıe Parteitagsdelegierten derungen AUS allen politischen un gesellschaftlichen Be-
künftig direkt VO  - den Kreiskonferenzen un nıcht reichen. Nahezu für alle Bevölkerungsgruppen wUur

w1e 1n kommunistischen Parteıen üblich VO den Be- bestimmte Forderungen fixiert, Errichtung VO  an Kın-
7zirkskonferenzen gewählt werden mussen. Dadurch wırd derkrippen, Verbesserung des Bildungswesens, Ausbau
die personelle Manıipulierung VO  e} Parteiıtagen erheblich des vorbeugenden Gesundheitsschutzes uUSW.

erschwert. In den offiziellen Parteidokumenten bezeichnet sich dıe
In einem oftenen Briet die Delegierten des SPD-Par- KP eindeutig un uneingeschränkt als ıne Partel; dıe
teıtages (16 bıs Aprıl 1969 iın Bad Godesberg) Nier- sıch VO  S den Lehren VO Marx, Engels un Lenıin leiıten

262



lasse und sıch auf die revolutionären Tradıtionen der Ar- matısch als früher formuliert wurden. Es wurde der Ver-
beiterbewegung stutze. Sıe ekennt sıch ZUuUr Fortführung such gemacht, die Fragen artikulieren, die geWl1sser-
des antıımperialistischen un: antıfaschistischen Kampftes maßen aut der Tagesordnung stehen un für breite Teıile
VO  > arl Liebknecht, Rosa Luxemburg, Ernst Thälmann des Volkes ansprechbar scheinen, z. B Mitbestimmung,
und „zehntausender“ kommunistischer, soz1aldemokrati- hohe Lohnerhöhungen bis Prozent. Grundsätze
scher un demokratischer Wiıderstandskämpfter. Als Ziel der marzxiıstıiısch-leninistischen Doktrin wurden sSOWeIlt
wırd die soz1alıstische Umgestaltung der Gesellscha f} auf als möglich aut dem Parteıitag ausgeklammert un NUr

dem Weg über einen „harten Klassen- un: Volkskampf“ 1n absolut notwendigem aße fixiert, noch als echte
angestrebt, wobei INa  > jedoch eınen Bürgerkrieg verme1- kommunistische Parteı autftreten können.
den wolle Dıie DKP 1St W1e i  z} AUS ıhrem bisherigen Auttreten

schlußfolgern kann bemüht, den Anscheıin absoluter
IIm sachbezogenes Programm bemüht Loyalität Z Grundgesetz erwecken, Ja 05 als

dessen konsequenter Verteidiger „fungieren“. Dıie
Als nächstes grundlegendes Ziel wırd die „demokratische“ Haltung ZUuU Grundgesetz 1St aber sechr elastısch. In der
Erneuerung VO Staat un Gesellscha * 1n der Bundes- Zeitschrift „tatsachen“ (5 68) heißt dazu:

„Unsere posıtıve Haltung 72100 Grundgesetz steht außerrepublik angestrebt. Um dies verwirklıchen, wiırd dıe
Herstellung der Aktionseinheit der Arbeiterklasse un Frage. Das Grundgesetz schreıibt keineswegs VOTL, da{fß die
eın breites Bündnıs mMi1t allen anderen Volksschichten für politische acht be1 u1ls tür immer und eWw1g den KOon-

notwendig yehalten. Bachmann kommentiert diesen Pas- ern- un: Bankherren gehören mu{ un nıemals VO  j der
Arbeiterklasse ausgeübt werden dart Das Grundge-SUS, die „Bündnispolıtik“ der DKP se1l nıcht taktisch be-

dingt, sondern se1 elementarer Bestandteil der SEeitZz schreibt keineswegs VOL da{ß nıemals 1ne soz1alı-
politischen Strategle. Gewerkschaftliche un außerparla- stische Gesellschaftsordnung geschaffen werden darf.“

Umstrittene Formulierungen W1e€e Dıktatur des Proleta-mentariısche Aktivıtät un: das Bemühen „tortschrıitt-
lıche“ Vertretungen in den Parlamenten sollen mıteinan- r1ats, soz1ialıstische Revolution, demokratischer Zentralıis-
der kombiniert werden. Dıie voll völkerrechtliche Aner- IHNUS, die 1mM Urteil des Bundesverfassungsgerichts VO

August 1956 iıne belastende Rolle spielten, werden nıchtkennung der DDR wurde als „Kernforderung“ ZUÜHE Siıche-
Iung des Friedens 1n Europa ın der Grundsatzerklärung benutzt. Dies bedeutet jedoch nıcht ıne Dıistanzıerung
und 1m Reterat herausgestellt. VO  e früheren Zielen oder gal ine Sinneswandlung. Hıer
Zum Verhältnis den Christen wurde W CI11I1 114  S se1 daran erinnert, daß auch 1n den Grundsätzen
VO  S der Forderung der Trennung VO Staat un Kiırche un Zielen der SED AUS dem Jahre 1946 auf ein1ıge ein-
absieht 1LLUr dem Aspekt der „Bündnispolitik“ deutige Vokabeln absichtlich verzıchtet wurde un Z -

dem ıne csehr klare „revolutionäre“ Politik ZU Zugekurz Stellung SCHOMMLEN. Unter dem Punkt Aktionseıin-
kamheit der Arbeiter werden uch christliche Kräfte ausdrück-

lıch einbezogen. An anderer Stelle wiırd kurz ZESAZT: die
DKP?P ‚sucht den Dialog un: das Zusammenwirken mi1t Der ideologische Hintergrund
allen tortschrittlichen un triedliebenden christlichen
Werktätigen un Arbeıtern“. Im Grundsätzlichen EeNtTt- Sowohl Aaus der „Erklärung“ des „Bundesausschusses AL

spricht das Verhältnis der DKP den Christen dem der Neukonstituierung einer kommunistischen Parteıi“ VO

trüheren KPD un 1St VO altmarzxistischen Geilst DC- September 1968, AUS Verlautbarungen VO  - Funktio-
pragt. Dennoch x1ibt IN  } sıch gesprächsbemüht. Das An- naren der DKP, 1ber uch AUS den grundsätzlichen Stel-
sprechen VO Christen für aktuelle Aktionsziele ıst aller- lungnahmen aut dem ssener Parteitag ergibt sıch ıne
dings nıcht NEeuUu un: wurde schon VO  5 der KPD prakti- weitgehende Identität Von DKP un KP  O
zilert. Anläfßlich des sSsener Katholikentages veröftent- Das oftene Bekenntnis den „Ideen VO  3 Marx, Engels
liıchte z. B die KPD ine Grußbotschaft. In dieser un Lenıin“, den „ Tradıtionen der revolutionären Arbeı-
Führungskräfte katholischer Verbände pCI OSt VeEeli- terbewegung“ un ZULP „sozialıstischen Erneuerung VO  w

schickten Grußbotschaft WIF: der katholischen Kirche un Staat un Gesellschaft“ schließt für überzeugte Kom-
muniısten die Absıcht e1n, die sozialistische Revolutionden Verbänden bescheinigt, daß sS1e WE Ss1e gesell-

schaftskritisch wiıirken „eine bedeutende Rolle be1 der mıt der Errichtung der Diktatur des Proletariats I11ZzU-

demokratischen Entwicklung der Bundesrepublık“ sple- streben. Nach dem noch heute gyültıgen Selbstverständnis
orthodoxer Kommunıisten 1st die Lehre VO  a der Dıktaturlen können. Dıie Kommunisten sprachen die Erwartung

AUuUS, da{fß der Katholikentag einen Beitrag eısten mOge, des Proletarıats der Kern der marxistisch-leninistischen
daß ın der Bundesrepublik „eıne politischer Kurs Doktrin. Keın Kommunist kann sıch ernsthaft Z.U

Marxismus-Lenıiniısmus bekennen, ohne seinen Kernfür Frieden, Demokratie un soz1alen Fortschritt“ ein-
geschlagen werde. Die Katholikentagsteilnehmer wurden bejahen. Weder 1n ihrer Doktrin noch in ıhren Program-
UL aufgerufen, das amerikanische Engagement 1n Viıet- matıischen Grundlagen unterscheidet sıch die DKP grund-
Na verurteılen, für die völkerrechtliche Anerkennung legend VO  a der oder der SE  T Dıie jetzt
der DDR einzutreten un: sıch nıcht VO  a der @DU mi1{(8- brauchte Vokabel „demokratische Erneuerung” schliefßt
rauchen lassen. Zu den sechs Unterzeichnern der ıne sozialistische Revolution keineswegs Aaus, denn für

orthodoxe Kommunisten 1St die soz1ialistische RevolutionGrußbotschaft gehörte Herbert Miıes, Kandıdat des Polit-
büros der KPD un jetzıger Vorsitzender der DE  D In dıe eigentliche Voraussetzung einer wirklichen demo-
der vorgezeichneten Rıchtung dürfte künftig auch die kratischen Erneuerung.
DKP tätıg werden. Zu der Hoffnung, dafß die DKP ın Zukunft eigenständıger
Insgesamt 1St beachtenswert, da{ß in allen politischen Ver- agıeren un wenıger Moskau- un: SED-hörıg als die
lautbarungen dıie tagespolıitischen Forderungen VOIAaNSC- KPD se1ın werde, 1St wen1g Grund vorhanden. Die DKP
stellt sınd un dafß diese zeitgemäßer un: wenıger dog- dürfte die Moskau-hörigste un -r Parte1ı ın West-
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CuUuropa se1in. hne das Wohlwollen un: die Unter- legale kommunistische Parte1ı dulden. Während bei die-
scnı1 für ein Verbot der NPD 1m Rückblick auf die deut-Sstutzung AZUusSs Moskau un: Ost-Berlin 1St die DKP 1mM

Gegensatz anderen kommunistischen Parteıen des sche Vergangenheit jederzeıt großes Verständnıiıs vorhan-
estens gar nıcht existenzfähig. Zwar gibt auch 1n den waäre, würde eın Verbot der DKP wenıger ZuL

aufgenommen werden. Zweıtel darüber, ob das KPD-der DKP vereinzelt Kräfte, die unabhängiger un: wenl1-
SCI dogmatisch wirken möchten, doch ürften dıese Verbot VO' 1956 orrekt die Juristische Begründung
Kräfte ın naher Zukunft keine ennenswerte Chance un: das Urteil des Bundesverfassungsgerichts auch
haben, den Kurs der Parte1ı wesentlıch beeinflussen, L1CMN polıtisch richtig War, oibt Die legale
da{fß eın Wandel VO  3 innen oder auch NUur ıne Konsoli- Ex1istenz einer kommunistischen Parteı dürfte gegenwar-
dierung nach westlichen KP-Mustern abzusehen ware. tig den polıitischen Zielen der Bundesrepublik iın Ost und

VWest ftörderlich se1n. Moskau un Ost-Berlin wiıird 1U  SSoweıt bıs Jjetzt erkennbar 1St, sıch die DKP in
ıhrem Kern vorwiegend Aaus ehemaligen KPD-Mitglie- schwerer tallen, mıiıt dem Hınweis hausieren gehen, 1n
dern un: früheren Angehörigen linker Splittergruppen der Bundesrepublik würde kommunistische Gesinnung

unterdrückt un: 1Ur einseit1g der RechtsradikalismusAuf allen Ebenen (Kreıise, Bezirke, Bund) 1STt
erkennbar, da{ß die DKP praktisch ıne Gründung der toleriert. Die Gründung der DKP wırd auch VO  z den
KPD 1St un daß der illegale Apparat der KPD fteder- Kommunisten anderer Staaten als eın bedeutsamer Br-

tolg eingeschätzt. Die Legalisierung einer OommunNnIisti-ührend be1 der Gründung der DKP Wa  _ FEbenso x1bt
Anhaltspunkte dafür, daß auf Landes- un Kreisebene schen Parteı 1n der Bundesrepublik wiıird VOTrerst nıcht

Prozent des K PD-Potentials iın die DKP aufgegangen den Wounsch realisieren helfen, „die politische Landschaft
iSt. Im Parteivorstand SOWl1e 1ın den Bezirks- un: Kreıs- ın der Bundesrepublik verändern“. Es 1St nıicht damıt
Jeitungen der DKP sıtzen ZU größten Teil bewährte rechnen, daß die DKP ın der gegenwärtigen innen-
Altkommunisten un: üben dort den dominierenden FEın- politischen Sıtuation ine wesentliche Rolle spielen wiırd.
flu{ß AUS Im Parteivorstand der DKP wirken dreı Mıt- Ihr erster Parteitag bestätigte, W1€e kleın das Manörvrier-

feld un: die Chancen der Kommunisten iın der Bundes-glieder bzw. Kandıdaten des KPD-Politbüros.
republik sind. I)as KPD-Verbot wirkt , als ständıge
Existenzbedrohung.Unwirksam, aber nıcht edroht

Eın Teil der KPD-Mitglieder hat jedoch die estrikte DPar- Posıtion innerhal der Linken
telweısung, außerhalb der DKP leiben. Es andelt
sıch dabe;ji auch Angehörige bestimmter, besonders Selbst dem VO  e der DKP eingegangenen Wahlbündnis
wiıchtiger Teile des illegalen Apparates (dem Kurıier-, mıiıt der Deutschen Friedensunion un: dem Bund der
Sicherheits- un Kaderapparat) SOWI1e die Mitglieder Deutschen ın der Aktion Demokratischer Fortschritt
der Parteikontrollkommissionen. Die als besonders - wiırd eın Ertfolg be] den Bundestagswahlen dieses
verlässiıg gyeltenden Angehörigen dieser Sondereinheiten Jahres VveErsagt leiben. Es wırd der ADF ohl kaum gC-
der KPD sollen sich VO'  3 der DKP fernhalten, die lıngen, als geLarnNtes Auffangbecken Wiähler anzulocken,
Fortführung ıhrer weitgehend illegalen Arbeit nıcht durch die ıne offtene kommunistische Stimmabgabe scheuen. Im
ıne legale Aktivıtät ın der DKP gefährden. Bıs heute übrigen 1St auch bedenken, daß die ADF 1n der
siınd auch einıge 1m Bundesgebiet ebende Spitzenfunktio- „Demokratischen Union“ einen Konkurrenten erhalten
nare der KPD w1e Rısche, obhn un Ledwohn hat, 1n der sıch antı-autoritire marxistisch-sozialistische
nıcht für die DKP öftentlich hervorgetreten. Gruppen, aber auch die national-neutralistisch Orlentierte
Faktisch oibt jetzt 1in der Bundesrepublik die Uur10S1- „Aktionsgemeinschaft unabhängiger Deutscher“ ld=
tat VO ZzWwel kommunistischen Parteıen, die 1n ıhrer mengefunden haben Die zunächst mit Sicherheit er-
Theorie un: Zielsetzung übereinstiımmen un!: dıie 1mM wartenden Niederlagen bei Wahlen müfßten eigentlich
Grunde e  IM sıch auch auf die gyleichen Mitglieder tür die DKP/KPD eher abschreckend wirken, weıl iıhre
tutzen Nur 1St die ıne Parteı erlaubt un die andere Isolierung dann offenbar WILr  d. Hıngegen würde eın Ver-
verboten. Man mMu ohl davon ausgehen, daß beide bot den Kommunıisten eın willkommenes Alı:bi verschaf-
Parteiıen mit verteılten Rollen für das gleiche Ziel kämp-
fen

fen können. Siıe planen jedoch auf lange Sıcht. Dabei CI=

scheint ıhnen ine legale Keprasentanz der Parteı als
Angesichts der weitgehenden Identität 7zwıschen KPD Orientierungsfaktor für die Linksgruppen un ZUuUr Aus-
un DKP 1n iıhrer Doktrin, ıhrem Programm, iıhrer NUutLZUNg etwaiger Krisensituationen vorteilhaft.
Struktur un auch der Zusammensetzung ware den Die DKP WIFr:! bemüht se1n, bestimmte, ihr dienliche
Innenminıstern der Bundesrepublik jederzeit möglich, die Fragen, die 1m Raum stehen, „Anerkennung der
DKP offizijell als Nachfolge- bzw Ersatzorganıisation der Mitbestimmung Eti:; 1n esonderer Weıse rt1i-
KPD erklären un dann verbieten. jedoch eın kulieren, dadurch poliıtisch wırksam werden. Es

Verbot politisch klug un zweckmäliig 1St, 1St kann Sıtuationen geben, 1in denen die DKP auf egner
ıne andere Frage. des Establishments bedeutende Anziehungskraft ausüben
Solange das KPD-Verbotsurteil exıstiert, kann die DKP wırd Gegenwärtig esteht jedoch eher die Tendenz, da{fß
gegenwärtig sicherlich VO' Wıillen Bonns ausgehen, ıne legale mehr ZUrFr weıteren Zersplitterung als Z

möglichst nıcht ın die Zeıten des kalten Krieges zurück- Eınigung der Linken beitragen WIFr:  d. Dıie Verteidigung
zufallen. S1e dürfte aut ıne weitherzige Beurteilung be1 der Intervention VO Z August 1968 in der Tschecho-
etwailiger Verfassungswidrigkeit rechnen, 7zumal die Bun- slowakei durch die DDR verschärfte dıe Dıfterenzen
desregierung angesichts einer legalen NPD Aaus außen- 1n den Linksgruppen. Nach Legalisierung der DKP wird

manch liınker Sozialıist un Gewerkschaftler sıch erneutpolitischen Rücksichten nıcht einse1lt1g EerneuVut SC lınks
vorgehen kann. Es kann nıcht übersehen werden, dafß VOTL die Frage gestellt sehen, ob Ffreiheitlicher Sozialıst
alle demokratischen Staaten des estens be1 sıch ıne oder Kommunıist se  Al  1  n 1l
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